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Beklagte und Revisionsklägerinu

Der 11a Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 27„ Mai 1970 hin

‚durch

Bundesrichterin Dr_ s c h w a r z,
— Vorsitzender _?

Bundesrichter H e y e r 9
'Bundesrichter Dr„ B u s s ,
Bundessozialrichter Dr„ E b e r l e und

Bundessozialrichter B r i n k m a n n

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Ur—
teile des Bayerischen Landessozialgerichts vom
50 Juli 1966 und des Sozialgerichts Bayreuth
vom 14„ Januar 1965 aufgehobeno

Die Klagen werden abgewiesenc

Außergerichtliche Kosten sind für das gesamte
Verfahren nicht zu erstatten„
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Der 1898 geborene und am 27„ April 1968 ver—

storbene Auszügler Georg Si■:;jj(Gos„) hatte bis zur Abgabe

seines landwirtschaftlichen Unternehmens am 1 Juni 1963

68 Monatsbeiträge an die Beklagte entrichtete Wegen Voll—

endung des 650 Lebensjahres erhielt er vom 1„ Juni 1963 an

Altersgeld nach @27 Abs‚ 1 des Gesetzes über eine Alters—
hilfe für Landwirte idF des Neuregelungsgesetzes vom 3J Juli

1961 und des Änderungsgesetzes vom 230 Mai 1963 (GAL 1961/63);

das Altersgeld wurde aber wegen gleichzeitigen Bezugs einer

Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung um die Hälfte

gekürzt (@ 27 Abs„ 3 Satz 1 GAL 1961/63)„ Mit Schreiben vom
27„ Juli 1963 teilte G„S„ der Beklagten mit, er wolle Bei—

träge bis zu insgesamt 90 Monaten weiter entrichten, damit

er dann das ungekürzte Altersgeld erhalten könne (@ 27 Abs„3
Satz 2 GAL 1961/63)„ Die Beklagte bestätigte mit Schreiben

an GGS„ vom 2° August 1963 die Zulässigkeit der Weiterent—

richtung von Beiträgen und forderte ihn gleichzeitig auf‚

eine von ihr vorbereitete Erklärung nach @ 21 Abse 1 GAL
1961/63 zu unterschreiben und an die Alterskasse zurückzu-

senden° Nachdem das geschehen war9
teilte die Beklagte G;S„

am 240 Oktober 1963 u„ac mit: "Gemäß @ 21 Abso 1 des Geset—

zes über eine Altershilfe für Landwirte (GAL 1961) wird die

Zulässigkeit der Weiterentrichtung (von Beiträgen für die

Zeit vom 1„ Juni 1963 bis zum 310 März 1965 anerkannt"„ Sie

wies ihn gleichzeitig darauf hin? daß er für den genannten

Zeitraum beitragspflichtig geworden sei‚ die bisher fällig

gewordenen Beiträge für 1963 nachzuzahlen und die restlichen

Beiträge bis März 1965 bei Fälligkeit zu entrichten habee

GQS„ antwortete am 28„ Dezember 1963, die Beiträge für 1963

seien bereits entrichtet? die restlichen fünfzehn Monatsbei—

. ‘ '-3—'
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‚trage werde er Anfang Januar 1964 an die Alterskasse im vo*aus

zahlen; gleichzeitig bat er um Gewährung des vollen Alters—

geldes° Mit Bescheid vom 130 Februar 1964 hob die Beklagte

ihr Schreiben vom 240 Oktober 1963 auf, weil es auf einem

Irrtum beruhe; durch die Weiterentrichtung von Beiträgen könne

das bereits gewährte Altersgeld nicht verbessert werden; es

werde G„S„ freigestellt9 Antrag auf Rückerstattung der bereits

weiter entriehteten Beiträge zu stellen„ Der Widerspruch

blieb erfolglos; in dem Wider5pruchsbeseheid vom 110 Mai 1964

heißt es9 die bereits weiter entrichtcten Beiträge in Höhe von
5129—— DM seien nicht reehtswirksam entrichtet und würden zu—

rückerstattet„ G„S° erhob Klage auf Aufhebung des Bescheides

von 13° Februar 1964 und auf Feststellung? daß er berechtigt

sei9 freiwillige Beiträge weiter zu entrichteno Das Sozial—

gericht (SG) Bayreuth gab dieser Klage statt (Urteil vom 14f

enuer 1965)„ Das Bayerische Landessozialgerieht (LSG) wies

die Berufung der Beklagten zurück (Urteil vom 5„ Juli 1966);

Das Schreiben der Beklagten vom 240 Oktober 1963 sei ein rechts—

widriger bpg■npj}gynßgr Verwaltungsakt, der nach der Rechtspre—

chung des Brn■essozialgerichts (BSG) zum Recht der Altershilfe

IUr Landwirte nur unter den Voraussetzungen der @@6229 1744
der Reichsversicherungsordnung — RVO —

(sowie bei einer arg—

listigen Erschleiehung des Verwaltungsakts) zurückgenommen

werden könne„ De keiner dieser Rücknahmegründe gegeben sei9

habe die Beklagte den bindend gewordenen Bescheid vom 24„ Okto—

ber 1965 nicht aufheben dürfen„

Die Beklagte legte frist— und formgerecht die vom LSG zuge—
lassene Revision ein; sie beantragte9

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und

die Klage abzuweiseno ‚ \

Zur Begründung führte sie aus: Ihr Schreiben vom 24„ Oktober

1965 sei ein rechtswidriger bglesjender Verwaltungsakt9 weil

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


GOS„ darin in erster Linie zu Beitragsleistungen herangew

zogen worden sein Eine Begünstigung sei mit der Herrnzie—

hung zu Beitragsleistungen nicht verbunden gewesen9 weil

die dadurch mögliche Erhöhung des Altersgeldes noch von an—

deren gesetzlichen Voraussetzungen abhängig sei„ Ein be—

lastender Verwaltungsakt könne jederzeit zurückgenommen

werden“

_Nach dem Tode des GOSO nahmen seine Ehefrau Anna 8„ und

sein Sohn Arno Se'das Verfahren auf; sie beantragten9

die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision der Beklagten ist zulässig (@@162 ibs_ 1 Nr„ 1?
164 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG—)0 Sie ist auch be—
gründet„

Soweit der Sohn Arno S0 (der jetzige Kläger zu 3) das Ver—

fahren aufgenommen hat‚ ist seine Klage schon deshalb abzu—

weisen9 weil er nicht_zur Fortsetzung des Verfahrens berech—

tigt ist„ Dies ergibt sich aus 9 1288 Abs° 2 EVO in Verbin-

dung mit 5 10 Abs„ 3 GAL 1965„ Die Vorschrift des @ 1288
Abs° 2 BVG betrifft zwar nach ihrem Wortlaut nur Ansprüche

auf Leistungen aus der gesetzlichen dentenversicherung (vglo

Urteile des BSG vom 260 Januar 1967? SozR Nr° 3 zu 5 1288
RVO9 vom 290 Mai 1968, BSG 289 1027 105 und vom 220 npril

1970 : 12 HJ 546/65 „)„ Im vorliegenden Fall ist aber die

Berechtigung des GQSO zur Weiterentrichtung von Beiträgen

im Streitc Dabei handelt es sich jedoch um eine "Vorstufe"
dcs Anspruchs auf das ungekürzte Altersgeld‚ das sich GOS„

mit der Weiterentrichtung von Beiträgen hat sichern wollen;

au£ einen solchen Anspruch ist @ 1288 EVO entsprechend an—

wendbar (vglo Urteil des erkennenden Senats vom 240 November

_ 5 _
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19659 BSG 249 106 zu der gleichlautenden Vorschrift des
3 65 Abs„ 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes)0 Nach

@ 1288 Abs„ 2 BVG sind die dort genannten Personen — so—

fern sie? was hier beide Kläger nachgewiesen haben9 mit

den Berechtigten zur Zeit seines Todes in häuslicher Ge—

meinschaft gelebt haben — nur "nacheinander" zur Fortset—

zung des Verfahrens berechtigt‚ doho der jeweils Vorgenann—

te schließt die Nachgenannten aus? Es handelt sich dabei um

eine Sonderrechtsnachfolge9 die der gesetzlichen Erbfolge

nach bürgerlichem Recht und auch etwaigen anderen 50nder—*

rechtsnachfolgen‚ vie zoBo hier der Rechtsnachfolge aufgrund

der von „en Klägern fortgesetztcn allgemeinen Gütergemein—

schaft9 vergehto Zu“ Fortsetzung des Verfahrens ist daher

'tnr die Jhef'au Anna 50 (die jetzige Klägerin zu i) berech—

Das Urteil des LSG kann jedoch auch insoweit keinen Bestard

haben? als es die Klägerin zu 1) betriffto Gegenstand des

Verfahrens ist die Rechtmäßigkeit des Bescheides vom 130 Fe—

bruar 1964 idF des Widerspruchsbescheides vom 110 Mai 1964

(@ 95 SGG)„ Mit dem Bescheid vom 150 Februar 1964 hat die

Beklagte ihr Schreiben vom 240 Oktober 19659 in dem sie die

Berechtigung des G„S„ zur Weiterentrichtung von Beiträgen

nach @21 Abs° 1 GAL 1961/65 anerkannt hat‚ aufgehoben; mit
dem Widerspruchsbescheid hat sie außerdem die von GOS„ da—

mals bereits für die Zeit bis März 1965 im voraus entrichte—

ten Beiträge als “nicht rechtswirksam“ erklärt und ihre lücke

erstattung verfügte Das Schreiben der Beklagten vom 24„ Okto—

ber 1965 ist ein Verwaltuhgsakt
gewesen; die Beklagte hat

darin die Rechtsfolgen9 die sich nach ihrer damaligen Auffas—

sung aus @ 21 GAL 1961/63 ergeben haben, GDSÜ gegenüber fest—

gestellt und das zwischen ihr und GOS„ bestehende Versiche—

rungsverhültnis insoweit konkretisiert (vgl° auch Urteil des
‚L

BSG vom 180 Dezember 1959; BSG 179 2269 2299 das die GeSta“"
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tung der Weiterversicherung nach den @@1445 RVO eF, 1423
EVOnF betrifft), Dieser Bescheid vom 240 Oktober 1963
ist mit dem Zugang an GOSc bindend geworden (vgl, Urteil

des BSG vom 12, März 1958, BSG 7, 51 bis 53), Er hat diese
Bindungswirkung jedoch nur dann behalten und nicht n;chträ’—
lich wieder verloren, wenn der Rücknahmebescheid vom 130

Februar 1964 rechtswidrig wäre und deshalb — vie dies auch

mit der Klage begehrt wird — aufgehoben werden mußte, Die
Klage ist sonach als Aufhebungsklege anzusehen; zu der im

Urteil des SG ausgesprochenen Feststellung der ßerecltigung

zur Weiterentriehtung von Beiträgen hat im Falle des Erfol—

ges der Aufhebungsklage kein Anlaß bestanden,

Entgegen der Auffassung der Beklagten handelt es sich bei

dem Bescheid vom 24, Oktober 1965 nicht um einen belasten—
den Verweltungsekt, sondern um einen jedenfalls überwiegend

begänpjigppéen Verwaltungsekto‘ Die Begünstigung ergibt

sich schon daraus, daß damit die Rechtsfolgen festgestellt

werden sind, die der von G„S. abgegebenen Erklärung, er
wolle weitere Beiträge entrichten, in vollem Umfenge ent—

sprechen haben (vgl, dazu Urteil des BSG vom 21, November

1961 BSG 15, 252, 254; Dogs, Sozielgerichtsberkeit, 1963,

35 ; Heueisen, NJW 1960, 1497, 1498)° Der Bescheid vom
24„ Oktober 1963 enthält zwar auch eine Belastung, weil

darin auch die Beitragspflicht, die sich aus der Erklärung
des G,So, die Entriohtung Von Beiträgen fortsetzen zu wol—
len, nach 5 21 Abs, 1 Satz 2 GAL 1961/63 ergibt, festge—
stellt worden ist, Dieser belastende Teil des Verwaltungs—

ekts tritt aber in einem Fall, in dem — wie hier — die Bei—

tragspflicht auf einer von dem früheren lendwirtscheftlichen

Unternehmer abgegebenen Erklärung beruht, also seinen Willen
entspricht, zurück gegenüber der Begünstigung, die darin be—

stent, daß dem Betroffenen die im Gesetz grundsätzlich vor—
gesehene NögliChkeit eingeräumt wird, für die Zukunft die

Kürzung seines Anspruchs auf Altersgeld aufgrund von $ 27

. _
__7_
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Absc 3 Satz 2 GAL 1961/63 zu beseitigen und damit sein Alters—
geld zu erhöheno Im vorliegenden Fall kommt hinzu9 daß die

Beitragspflicht nur für eine begrenzte Zeit festgestellt wor—

den ist„ An der Rechtsnatur des Bescheids als eines über—

wiegend begünstigenden Verwaltungsakts ändert die Feststel—

lung der Beitragspflicht hier jedenfalls nichtso

Der Bescheid vom 24„ Oktober 1963 ist jedoch rechtswidrig

geweseno Die Voraussetzungen für eine Weiterentrichtung von
Beiträgen haben hier nicht vorgelegen° Bereits der 7„ öenat

des BSG hat in dem Urteil vom 26„ Februar 1969 — Soz■ Nr„2

zu 5 21 GAL 1961 (= 5 27 GAL 1965) - entschieden? daß die

Ueitcrentrichtung von Beiträgen für Bezieher eines gekürzten

ältcrsgeldes nach 5 27 Abso11 GAL 1961/63 ausgeschlossen ist„
Der 7„ öenat hat dies im wesentlichen deshalb bejaht‚ weil die

bciterentrichtung von Beiträgen nach @21 GAL 1961/63 der bei—
terversicherung in der Bentenversicherung nach @ 1233 RVO

rechtsähnlich und in Absatz 1 Satz 2 dieser Vorschrift be—
stimmt ist‚ daß nach Erreichen der Altersgrenze für die Ge—

währung des Altersruhegeldes eine Ueitcrversicherung nur zu—
lässig ist9 wenn der Versicherte ein Altersruhegeld aus den

Rentenversicherungen nicht beziehto Ebenso wie in der den—

tcnversichcrung von dem Bezug des Altersruhegeldes an das Ver—

sicherungsverhältnis nicht mehr erweitert werden kann und et—

waige weitere Beiträge nicht mehr zu einer Erhöhung des Al—

tersruhegeldes führen können‚ kann auch im Recht der Alters—

hilie für Landwirte ein Bezieher von Altersgeld nicht mehr

durch die Weiterentrichtung von Beiträgen einen Anspruch auf

höheres Altersgeld erwerben° Der erkennende Senat hält diese

Auffassung für zutreffend und schließt sich ihr an„ Die Be—

klagte hat sonach mit dem Bescheid vom 240 Oktober 1963 zu
Unrecht die Berechtigung des G„So zur Weiterentrichtung von
Beiträgen festgestellto ;
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Es ist deshalb darüber zu entscheiden‚ ob die Beklagte ihren

bindend gewordenen, überwiegend begünstigenden9 jedoch

rechtswidrigen Verwaltungsakt mit dem angefochtenen Bescheid

vom 130 Februar 1964 hat zurücknehmen dürfen„ Nach 5 77

SGG sind Verwaltungsakte9 gegen die ein Rechtsbehelf nicht

oder erfolglos eingelegt ist? zwischen den Beteiligten in

der Sache bindend„ Sie sind es nur dann nicht‚ wenn "durch

Gesetz" etwas anderes bestimmt ist„ Die Voraussetzungen?

unter denen rechtswidrige begünstigende Verwaltungsaktep

durch die Leistungen festgestellt werden sind, zurückgenommen
werden dürfen‚ sind für die Unfallversicherung und die denten—

versicherung durch das Dritte und Sechste Buch der EVO im

wesentlichen erschöpfend und abschließend geregelt (vglo

für das Recht der Unfallversicherung insbesondere das Urteil

des BSG vom 50„ Oktober 19629 BSG 18‚ 84, 88/91? für das

Recht der Rentenv rsicherung insbesondere das Urteil vom

19° Januar 1966, BSG 249 203‚ 207 je mit weiteren Hinweisen)o

Das
gleiche

gilt auch für das Recht der Altershilfe für

Landwirte? veil nach 5 25 GAL 1961/63 hier (u„a„) die Vor—

schriften des Ersten9 Dritten und Sechsten Buches der BVG

sinngemäß Anwendung finden (vgl„ Urteil des BSG vom 130 Ja—

nuar 19619 BSG 149 10? 12 ff)° Das bedeutet? daß auf die—
sen Rechtsgebieten als "Gesetz" im Sinne des 5 77 5GG9 zwei—

ter Halbsatz9 die Vorschriften anzusehen sind9 die für die—

se Rechtsgebiete die Rücknahme fehlerhafter begünstigender

Verwaltungsakte regeln9 im Recht der Unfallversicherung

und im Recht der Rentenversicherung also vor allem % 1744

RVG; für die ergänzende Heranziehung anderer ■echtsnornen?

insbesondere der ngeschriebenen Grundsätze des allgemeinen

Verwaltungsrechts über die Rücknahme fehlerhafter begünsti—

gender Verwaltungsakte ist insoweit kein Raum (vgl; auch das

”rteil des erkennenden Senats vom 19„ Januar 1966‚ BSG 249

2039 2069 207)„ Von dieser erschöpfenden Regelung werden

aber nur l@3stungsbeschgigg erfaßt (vgl„ BSG 159 256)„ im
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vorliegenden Fall handelt es sich jedoch — was das LSG über—

sehen hat — nicht um einen Leistungsbescheid9 sondern um

einen Bescheid? mit dem die Berechtigung und Verpflichtung

zur Weiterentrichtung von Beiträgen festgestellt werden ist„

Auf solche Bescheide sind die Vorschriften‚ die auch im Recht

der Altershilfe für Landwirte für die Rücknahme rechtswidrig

begünstigender Leistunggpgsghpidg maßgebend sind, nicht anzu—
wenden; ähnlich hat dies der 30 Senat in BSG 159 2569 257 für
das Recht der Krankenversicherung bei der Beurteilung der

Rücknahme eines fehlerhaften Befreiungsbescheides angenommen„
Die ”Wirksamkeit der Beitragsentrichtung" ist für die Renten—

versicherung im Vicrtcn Buch der RVG unter III des Sechsten

Abschnitte in den @@1418 bis 1425 normierto Das Vierte Buch
_der RVG ist indes in © 25 GAL-1961/63 (: 5 32 GAL 1965) unter
den Vorschriften, die auf das Recht der Altershilfe für Land—

wirte "sinngemäß" anzuwenden sind? nicht aufgeführte Soweit

einzelne Vorschriften des Vierten Buches der RVG im Recht der

Altershilfe für Landwirte entsprechend anzuwenden sind9 sind

sie im GAL jeweils besonders erwähnt (vgl° @ 2 Abs„ 1 a Buchst„

a GAL 1963 = @ 2 Abs„ 2 GAL 1965; 5 3 Abso 2 GAL 1963/65; 5 6

Abs„ 3 GAL 1961/63 = 9 10 Absq 3 GAL 1965; @7 Abs„ 5 Satz 4
GAL 1961/65 = @ 12 Absu 5 Satz 4 GAL 1965)„ Eine Verweisung
‚auf 9 14239 insbesondere Absatz 3 Satz 2 RVG ist im GAL in
seinen jeweiligen Fassungen nicht enthalten„ Zwar hat der 70

.Sennt des BSG — der früher für Streitigkeiten aus dem Recht

der Altershilfe für Landwirte zuständig gewesen ist — diese

Vorschrift in dem Urteil vom 260 Februar 1969 — SozR Nr„ 10
‘zu 9 1 GAL aF‚ entsprechend angewandt„ Er hat dies damit be—

gründet9 daß die Interessenlage in beiden Rechtsgebieten die

gleiche und @ 1423 Abso 3 Satz 2 RVG eine gegenüber den all—
'gemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts spezielle gesetzli—

che Vorschrift seio Es erscheint aber bedenklieh‚ aus den in

sich abgesch10ssenen Vorschriften der BVG über die "Wirksam—

keit von Beiträgen" (vglo die @@1418 bis 1423) eine einzelne
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Vorschrift herauszugreifen und sie für das Rechtsgebiet des

GAL anzuwenden‚ wenn im GAL weder das Beitragsrecht der EVO

allgemein noch gerade die "spezielle" Vorschrift des © 1423

Absg 3 Satz 2 RVO als anwendbar bezeichnet ist° Aus @ 1423

Abs„ 3 Satz 2 RVO ergibt sich auch nichts darüber‚ ob ein

"Anerkenntnis" der Versicherungspflicht oder Versicherungs—

berechtigung7 wenn es sich vor der Entscheidung über den

■entcnanspruch als rechtswidrig erweist‚ auch noch für die

Zukunft Bestand haben soll„ Schließlich liegt ein bedeut—

samer Unterschied zwischen dem Recht der Kentenversicherung

und dem Recht des GAL noch darin? daß die Feststellung der

Wirksamkeit einzelner Beiträge den landwirtschaftliehen

Unternehmer nur interessieren kann? wenn er die im GEL als

„nspruchsvoraussetzung bestimmte Zahl von Beiträgen — in
_

der Regel 180 — erreicht hat oder noch erreichen kann„ Der
erkennende Senat hält es daher nicht für möglich? @ 1423

Abs@ 3 Satz 2 RVO im Recht der Altershilfe für Landwirte

entsprechend anzuwenden, zumal der Anwendungsbereich die—

barkeit"9 19693 420 unter II, der @ 1423 Abs„ 3 Satz 2 RVO

in der Besprechung des rteils vom 26„ Februar 1969 als

"praktisch obsolet" bezeichnet„ Wenn aber ein Gesetz über

die Rücknahme bestimmter Arten von Verwaltungsaktcn nichts

bestimmt hat und kein Anhalt dafür besteht? die Rücknahme

habe in jedem Falle ausgeschlossen werden sollen9 wenn also

die gesetzlichen Vorschriften ersichtlich lückenhaft sind

und sich insoweit auch noch kein Gewohnheitsrceht gebildet

hat9 muß die Rechtsprechung diese Lücke schließeno Auch

wenn die ungeschriebenen Grundsätze des allgemeinen Verwal—

tungsrechts nicht "Gesetz" im Sinne von 5 77 SGG9 zweiter

Halbsatz9 und auch nicht Gewohnheitsrecht sind? so haben

sie jedenfalls für die Ausfüllung dieser Gesetzeslücke

Bedeutung (vgl„ hierzu die Urteile des BSG vom 6„ September

1962 — 4„ Senat — BSG 17; 295, 298; vom 100 April 1964 —
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1° Senat _ BSG209 2939 2959 296; vom 26„ Mai 1964 - 12c
Senat — SozR Nr„ 40 zu @ 1246 RVO und jedenfalls im Ergebnis

auch das bereits erwähnte Urteil des 30 Senats9 BSG 15? 252‚

258)„ Sie gehen dahin (vgl„ zusammenfassend insbesondere

Bachof9 Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht9 Verfahrensrecht

in der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, Bd° I

1963 Teil 2 C unter Nr„ 19 ff; Bd„ II 1967 Nr° 558 bis 563)?

daß die Zulässigkeit der Rücknahme rechtswidriger begünsti—

gender Verwaltungsakte von einer Interessenabwägung abhängt‚

Es kommt darauf an? ob im Einzelfall das schutzwürdige Inter—

esse des Begünstigten an der Aufrechterhaltung oder das

offentliche Interes$e der Verwaltung an der Beseitigung des
Yc_tultungsaktcs überwiegtü Die Schutzwürdigkeit des In—

'teresSes des zu Unrecht Begünstigten an der Aufrechterhel—

tung des Bescheides ergibt sich aus dem Rechtsstaatsprinzip,

das deehtssicherheit und Vertrauensschutz einsehließt; das

öffentliche Interesse an der Beseitigung des rechtswidrig be—

günstigenden Verwaltungsaktes beruht auf dem Verfassungsgrund—

satz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Art„ 20 Abso 5 des

Grundgesetzes), Für diese Interessenabwägung ist erheblich‚

ob die Rechtmäßigkeit der Rücknahme eines feststellenden

Verwaltungsakts zu klären ist oder die Rechtmäßigkeit der

Rücknahme eines gestaltenden Verwaltungsakts; die "Bestanes—

kraft" feststellender Verwaltungsakte ist im Zweifel schwä—

cher als die Bestendskraft gestaltender Verwaltungsakte„ Es

spielt auch eine‚Rolle9 ob die Ursache der ■eehtswidrigkeit

eines Verwaltungsekts in den "Verantwortungsbereich" der Ver—

waltung oder des Begünstigten fällt„ Weiter kommt es darauf

an, wie lange ein Verwaltungsakt im Zeitpunkt der ■ücknehme

sehon bestanden hat; je länger er bestanden hat? desto mehr

fällt das Vertrauensinteresse ins Gewicht„ ßrheblich kann

fer;er sein9 ob der Begünstigte in der Zeit zwischen ßrlaß

und Rücknahme eines Verwaltungsaktes im Vertrauen auf den

*estand des Verwaltungsakts bereits vermögenswirksame Dis—
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positionen oder seine Lebensführung bestimmende andere
Maßnahmen getroffen hat? die möglicherweise nicht mehr

rückgängig gemacht werden können° Schließlich kann auch

erheblich sein, ob sich für den Begünstigten aus der Rück—

nahme eines Verwaltungsakts der Zwang zu einer einschnei—

denden Änderung seiner Lebensführung ergeben würde9 diese

Änderung ihm aber wegen seines Lebensalters nicht mehr zu—
zumuten ist (vgl; hierzu Haueisen, Zum Problem des Vertrau—

ensschutzes‚ DVBl 19649 710, 716 ff und Redeker/von Uertzen‚

Verüaltungsgeriohtsordnung, 3„ Aule9 1969, Rendnru 66, 66a

zu € 42)„ Die Interessenabwägung unter diesen Gesichtspunk—

ten ergibt für den vorliegenden Fall„ daß — wovon im ergeb—

nis auch die Beklagte ausgegangen ist — das Öffentliche

Interesse an der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung das Interes—

se des G„S° am Schutz seines Vertrauens auf die Regelung

in dem Bescheid vom 240 Oktober 1963 überwogen hat„ Zwar
fällt die Rechtswidrigkeit dieses Bescheides — eines fest—

stellenden Verwaltungsakts — in den "Verantwortungsbcreich"

der Beklagten; 533 hat @ 21 Abs„ 1 GAL 1961/63 unrichtig
angewandt9 und sie hat auch schon vor ßrlaß des Bescheides

gegenüber GGS„ die Berechtigung zur Weiterentrichtung von
Beiträgen in einem Schreiben vom 2° August 1963 bestätigt

und sos„ zur Abgabe der nach @ 21 Abso 1 Satz 1 GAL 1961/63
erforderlichen Erklärung veranlaßt; G„S„ hat ihr gegenüber

keine unrichtigen Angaben gemachte Demgegenüber ist aber

bedeutsam9 daß die Zeit zwischen dem ßrlaß des Bescheides

vom 240 Oktober 1965 und seiner Rücknahme durch den Be—

scheid vom 15„ Februar 1964 nur knapp vier Monate betragen

hate Zwar hat GQS„ aufgrund des Bescheides vom 24° Oktober

1963 noch vor dessen Rücknahme die damals schon fällig ge—

wordenen Beiträge für die Monate Juni bis Dezember 1965

entrichtet gehabt und offenbar Anfang 1964 auch die ßeiträ—

ge für die Zeit von Januar 1964 bis März 1965 im voraus

entrichtet (vgl„ sein in den Akten der Beklagten enthaltenes

Schreiben vom 280 Dezember 1963 und den Widerspruchsbescheid
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der Beklagten vom 11h Mai 19649 in dem die Rückerstattung

der weiter entrichteten Beiträge in Höhe von 312,— BM ver—
fügt werden ist; in Betracht kommen dürfte übrigens nur ein

Erstattungsbetrag von 264‚—— DM = 22 Monatsbeiträge zu je
12,—— DM)° Diese Vermögensdisposition rechtfertigt jedoch

nicht die Aufrechterhaltung des Bescheides vom 240 Oktober
1963 unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzesp zumal

einerseits GÜS„ über die zurückerstatteten oder zurückzuer—

stattenden Beiträge alsbald hat anderweitig verfügen können,

andererseits die Beklagte im Falle des Fortbestan es des Be—

scheids vom 24° Oktober 1963 für ungewisse Zeit zu erhebli—

chen Hehrleistungen verpflichtet gewesen wäre„ ds besteht

auch kein Anhalt dafür9 daß GQS„, falls die Beklagte von
vornherein die Berechtigung zur Weiterentrichtung von Beiträ—

gen verneint hätte‚ etwa anderweitig für sein Alter noch zu—

sätzliche Vorsorge getroffen hätte„ Er hat — neben den ihm

möglicherweise aufgrund der Übergabe seines landwirtschaft-

lichen Unternehmens zustehenden Altenteilsleistungen — je—

denfalls über seine Rente aus der gesetzlichen Rentenversi—

eherung und über das auf die Hälfte gekürzte Altersgeld ver—
fügt; eine drhöhung des Altersgeldes hätte zwar seine Lebens-

führung verbessert9 sie aber nicht entscheidend beeinflußt„

'In dem Zeitpunkt? in dem er die Beiträge für das Jahr 1964
und bis März 1965 entrichtet hatte (vermutlich im Januar 1964)?

hätte er — selbst wenn er zur Weiterentrichtung von Beiträgen

berechtigt gewesen wäre — noch keinen Anspruch auf das unge—
kürzte Altersgeld gehabto Beiträge? die vor ihrer Fälligkeit?

also "zum Voraus“ entrichtet werden, können erst dann rechts—

.wirksam sein9 wenn der Monat‚ für den sie bestimmt sind? er—
reicht ist„ Für "Vorauszahlungen" kann kein Vertrauensschutz

beansprucht werden„ Da G„S„ die Voraussetzungen für das höhe—

re Altersgeld‚ das er mit der Weiterentrichtung der Beiträge

angestrebt hatte„ im Zeitpunkt der Rücknahme des Bescheides
_

vom 24„ Oktober 1963 noch nicht erfüllt hatte‚ konnte er sich
:| . ./ , 1z‚ ‚. . ‘,
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«

zu dieser Zeit mit seiner Lebensführung auf das höhere

Altersgeld auch noch nicht eingestellt haben„

Die Beklagte ist deshalb berechtigt gewesen9 den rechtswid—

'rigen Bescheid vom 24„ Oktober 1965 in vollem Umfange zu—
rückzunehmeno Damit sind auch die für die Zeit von Juni

1963 bis März 1965 weiterentrichteten Beiträge nicht rechts—

wirksam entrichtet und von der Beklagten zu Recht beansten—

det werdeno Die Vorinstanzen haben zu Unrecht den Bescheid

vom 130 Februar 1964 idF des Widerspruehsbeseheides vom 110

Mai 1964 für rechtswidrig gehalten„ Auf die Revision der

Beklagten sind daher die Urteile der Vorinstanzen aufzuhebeno

Aueh die Klage der Klägerin zu 1) ist abzuweisen (@ 170 Abs„

2 Satz 1 SGG);

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 SGG„
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